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KURZ KOMMENTIERT

Arbeitsmarkt

Noch keine Entwarnung

Am Arbeitsmarkt, wo die Besserung nach Rezessionen 
stets mit Verzögerung der Produktionsbelebung folgt, 
gibt es in Westdeutschland seit kurzem Anzeichen für 
eine Bremsung der Talfahrt. Neben weniger Kurzarbeit 
und mehr Überstundenarbeit hat sich seit einigen Mona
ten auch eine spürbare Abschwächung des Rückgangs 
der Beschäftigtenzahl ergeben. Gleichzeitig verlang
samte sich der saisonbereinigte Anstieg der Arbeitslosig
keit.

Mit einem Auslaufen des Beschäftigungsabbaus ist al
lerdings erst für den späteren Verlauf des Jahres zu rech
nen, und die Arbeitslosenzahl wird, da das Arbeitskräf
teangebot weiter wachsen dürfte, saisonbereinigt wohl 
das ganze Jahr über steigen. Auch für 1995 zeichnet sich 
bei den gegenwärtigen Konjunkturperspektiven noch 
kein nennenswerter Abbau der Arbeitslosigkeit ab. Die 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit bleibt eine längerfri
stige Aufgabe der Wirtschaftspolitik. Unter diesem 
Aspekt ist weiterhin Wachstumspolitik angemessen, die 
die Entfaltung der Wirtschaftstätigkeit im privaten Sektor 
erleichtert; denn es sind vor allem private Investitionen, 
die dauerhaft rentable neue Arbeitsplätze schaffen. Hier
für ist eine Senkung der Steuerbelastung der Unterneh
men und eine Rückführung der Staatsquote nötig, aber 
auch ein Abbau bürokratischer Hemmnisse für Investi
tionen.

Gleichzeitig müßten von staatlicher Seite auch Bedin
gungen für mehr Flexibilität am Arbeitsmarkt geschaffen 
werden. Möglichst viel Deregulierung sollte das Ziel sein. 
Weiterhin gefordert sind auch die Tarifpartner Sie sollten 
am Kurs niedriger allgemeiner Lohnerhöhungen festhal- 
ten, und sie sollten ebenfalls für mehr Flexibilität sorgen, 
nicht nur in den Arbeitszeiten, sondern auch in der Ent
lohnung. Ein Beispiel hierfür sind niedrige Einstiegstarife 
für Arbeitslose, wie sie in der Chemieindustrie vereinbart 
wurden. sp

Kreislaufwirtschaftsgesetz

Keine wirksamen Knappheitssignale

Der Bundesrat verweigerte Ende Mai dem von der Bun
desregierung vorgelegten und im Bundestag verabschie
deten neuen Abfallgesetz („Kreislaufwirtschaftsgesetz“ ) 
die Zustimmung. Im Kern strebt der Gesetzentwurf an, 
nur noch für solche Rückstände eine Deponierung zuzu
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lassen, bei denen eine Venwertung nicht möglich oder 
ökologisch kontraproduktiv ist, um die in der Vergangen
heit ständig gestiegenen Deponiemengen zu verringern. 
Die geforderte Verwertung soll dabei grundsätzlich 
gleichrangig stofflich oder thermisch (Verbrennung) er
folgen können. Insbesondere dies kritisierte die Länder
mehrheit, die einen klaren Vorrang der stofflichen Ver
wertung fordert.

Zwar ist es positiv zu bewerten, daß der Gesetzentwurf 
auf eine „Zielhierarchie“ der Optionen stoffliche Verwer
tung bzw. Verbrennung verzichtet: Das Ziel der Abfallpoli
tik kann -  neben der Verringerung der Deponiemengen -  
nur die Minimierung der entstehenden Emissionen sein. 
In welchem Ausmaß dafür eine stärkere stoffliche oder 
thermische Verwertung vonnöten ist, kann nur der Wett
bewerb dieser Optionen um die Inanspruchnahme der 
Umwelt effizient entscheiden; und dieser würde durch 
eine normative Festlegung nur verzerrt. Es ist für einen 
unverzerrten Wettbewerb jedoch ebenfalls unabdingbar, 
daß die abfallwirtschaftlichen Umweltkosten den jeweili
gen Optionen möglichst genau zugerechnet werden. Die
ses leistet das Ordnungsrecht in der Luftreinhaltung aber 
keineswegs, da keine wirksamen Knappheitssignale exi
stieren. Deshalb ist die Befürchtung des Bundesrates 
wohl berechtigt, das neue Gesetz führe zu einer Auswei
tung der Verbrennung über das volkswirtschaftlich sinn
volle Niveau hinaus. Statt einer Regulierung der Abfall
wirtschaft wäre in diesem Fall aber eine Reform der 
Umweltpolitik angezeigt, die dem ökologisch sinnvolle
ren Verwertungsweg einen Wettbewerbsvorteil ver
schafft. kb

Luftverkehr

Deregulierungsschritte

Im Zuge der Liberalisierung des europäischen Luftver
kehrs wird der Bund in Kürze seinen Aktienanteil an der 
Deutschen Lufthansa AG von 51,42% auf 38% verrin
gern, indem er an der vorgesehenen Kapitalerhöhung 
nicht mehr teilnehmen wird. Bis Ende 1995 will der Bund 
alle Aktien verkauft haben; die Lufthansa AG soll damit 
vollständig in die Privatwirtschaft entlassen werden.

Neben der Privatisierung sind auch bereits Deregulie
rungsschritte vollzogen: Die Fluggesellschaften können 
nach der EG-Verordnung ihre Flugpreise frei festlegen; 
die Preise müssen lediglich noch beim Bundesverkehrs
ministerium hinterlegt werden. Staatliche Eingriffe sind 
nur noch möglich, wenn Dumping oder extrem überhöhte 
Preise nachgewiesen werden können. Sogar im Inlands
verkehr, der bislang zum Teil von der Lufthansa monopoli
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stisch beherrscht wurde und streng reguliert war, gibt es 
Tendenzen zu mehr Marktwirtschaft. So ist derzeit für 
ausländische Fluggesellschaften eine Anschlußkabo
tage erlaubt, also die Möglichkeit ausländischer Flugge
sellschaften, auch im Inland Passagiere zu befördern, 
wobei allerdings höchstens 50% der Sitze für diesen 
Zweck genutzt werden dürfen. Aber schon ab 1997 ist die 
Kabotage vollkommen freigegeben, so daß dann endlich 
auch im Inland Wettbewerb herrschen wird.

Unter diesen Bedingungen wird sich zeigen, ob die 
Lufthansa AG als ehemalige fast staatliche, im Inlands
geschäft stark vor den Konkurrenten geschützte Gesell
schaft in der Lage sein wird, sich flexibel an den Markt an
zupassen. Für den Verbraucher kann der zu erwartende 
verstärkte Wettbewerb nur von Vorteil sein: die Preise 
werden tendenziell sinken und das Angebot sich verbes
sern. GW

EU

Wichtige Weichenstellungen

A b 1. Juli 1994 wird Deutschland die Ratspräsidentschaft 
in der Europäischen Union übernehmen und im ersten 
Halbjahr 1995 daran anschließend Frankreich. Beide 
Staaten wollen eine im Gesamtzeitraum eng abge
stimmte, auf Kontinuität gerichtete Politik betreiben, wie 
sie auf dem 63. deutsch-französischen Gipfeltreffen 
Ende Mai festlegten. In dieser Zeit geht es um wichtige 
Weichenstellungen für die Zukunft. Nicht zuletzt wirft die 
für 1996 vorgesehene EU-Regierungskonferenz ihren 
Schatten voraus. Dort soll über die nach Maastricht er
zielten Fortschritte beraten und mögliche Revisionen des 
EU-Vertrages in die Wege geleitet werden.

Ausgangspunkt deutsch-französischer Initiativen 
dürfte die weitere Umsetzung des Aktionsplanes des Eu
ropäischen Rates vom Dezember 1993 zur Sicherung 
des Standortes Europa sein. Kernelemente sind dort u.a. 
Arbeitsmarktflexibilisierung, Lohnmäßigung und verbes
serte Aus- und Fortbildung. Zudem dürften infrastruktu
relle Großprojekte auf den Weg gebracht werden. In die 
Zeit der deutschen Präsidentschaft wird die Entschei
dung fallen, ob angesichts der von der Kommission bei 
vorrangigen Projekten ermittelten Finanzierungslücken 
ein für die Haushaltsdisziplin möglicherweise nicht unge
fährlicher Weg der Kreditfinanzierung beschritten wird 
oder ob man die Projekte statt dessen „schlanker“ macht 
oder zeitlich streckt.

Einer Bewährungsprobe ist die deutsche und französi
sche Präsidentschaft in der Frage der Öffnung der Union

nach Osten ausgesetzt. Nicht nur ökonomische Gründe 
sprechen dafür, den marktwirtschaftlichen Transforma
tionsprozeß der osteuropäischen Reformstaaten durch 
eine weite Öffnung des eigenen Marktes zu unterstützen 
und damit die Voraussetzungen für eine stufenweise Inte
gration in die Union zu schaffen. Hier ist gegenüber einer 
Reihe von EU-Mitgliedsländern, die den Marktzugang für 
die osteuropäischen Länder eher noch beschränken 
wollen, Überzeugungsarbeit zu leisten. kr

USA

Geldpolitische Zügel angezogen

Die amerikanische Zentralbank hat Mitte Mai sowohl den 
Diskont- als auch den Tagesgeldsatz um einen halben 
Prozentpunkt auf 3,5% bzw. 4,25%> angehoben. Der Dis
kontsatz wurde damit erstmals seit dem Frühjahr 1989 
wieder erhöht. Die Zentralbank begründete ihren Schritt 
damit, sie wolle sicherstellen, daß der gegenwärtige ro
buste Aufschwung vor dem Hintergrund der langjährigen 
monetären Stimulierung bzw. Akkommodierung nicht in 
einen inflationären Prozeß übergehe. Von politischer 
Seite ist die Zinsanhebung zum Teil heftig kritisiert wor
den. Es seien noch keine Anzeichen für eine Beschleuni
gung des Preisauftriebs zu erkennen, und die höheren 
Zinsen hätten damit lediglich wachstumshemmende Wir
kungen. Das Anziehen der geldpolitischen Zügel wäre 
also nicht nur überflüssig gewesen, sondern könne sogar 
den Aufschwung gefährden.

Tatsächlich ist der Anstieg etwa der Verbraucherpreise 
in den USA nach wie vor mäßig, und die Zunahme der 
Löhne und Arbeitsstückkosten hat sich kaum schon ver
stärkt. Lediglich auf den Rohstoffmärkten kam es zu er
heblichen Verteuerungen. Bei der Gewährleistung der 
monetären Rahmenbedingungen für ein anhaltendes, 
von inflationären Störungen freies Wachstum kann die 
Zentralbank wegen der Zeitverzögerungen bei der Wir
kung geldpolitischer Maßnahmen aber naturgemäß nicht 
warten, bis die Anzeichen für eine Überhitzung der Kon
junktur für jedermann unübersehbar werden. Vielmehr 
gilt es, den Inflationserwartungen bei den Marktteilneh
mern schon frühzeitig entgegenzuwirken. Die langfristi
gen Zinsen am Kapitalmarkt, in deren Anstieg sich schon 
seit mehreren Monaten das Aufkommen von Inflationser
wartungen dokumentierte, gingen nach der Zinsentschei
dung der Federal Reserve wieder leicht zurück. Die 
Marktteilnehmer haben offensichtlich das Signal der Zen
tralbank verstanden als einen verantwortungsbewußten, 
stabilitätsorientierten Übergang zu einer „neutralen“ 
Geldpolitik. cb
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